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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Dr. Markus Büchler, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Gisela Sengl, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, 
Martin Stümpfig, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Umweltgutachten 2020 – Für eine entschlossene Umweltpolitik in Bayern X:  
Aufstellung von integrierten Verkehrsentwicklungsplänen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine Regelung, die zur Aufstellung von integrier-
ten Verkehrsentwicklungsplänen in Städten ab 50 000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern verpflichtet, zu schaffen. 

 

 

Begründung: 

Für das Thema Verkehrslärmschutz ist eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung 
von besonderer Bedeutung. Auf der europäischen Ebene wird dieses Konzept als 
„Sustainable Urban Mobility Plans (SUMP)“ bezeichnet. Eine solche Planung kann Ge-
sundheitsschutz fördern, indem zum Beispiel die Luft- und Lärmbelastung vermindert 
oder Klimafolgen wie Hitze abgefedert werden. Zudem kann die Verringerung der Be-
lastungen durch den Straßenverkehr auch eine sozial ungerechte Verteilung der Um-
weltbelastungen vermindern. Gleichzeitig kann die integrierte Betrachtung den Lärm-
schutz selbst stärken. Dies ist dann gegeben, wenn durch die Summe der verschiede-
nen Umweltentlastungen Voraussetzungen für die Umsetzung einer lärmmindernden 
Maßnahme geschaffen werden. Beispiele auf nationaler Ebene sind die integrierte Ver-
kehrsentwicklungsplanung in Bremen (SUMP 2025 Bremen) oder in Dresden (Ver-
kehrsentwicklungsplan 2025plus). Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 
der Bundesregierung spricht sich daher dafür aus, dass die Länder Landesregelungen 
schaffen, die zur Aufstellung von integrierten Verkehrsentwicklungsplänen in Städten 
ab 50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern verpflichten. 

 

 


